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Richtlinien zur Forderung
von Erdgeschossnutzungen und

barrierefreien Zugangen
in der Innenstadt von Traunstein

Beschluss des Ausschusses für Panung, Bau und DgitaIisierung vom
23.09.2021 (BV 2021/215)

Gultig ab I. November 2021
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Auf Grund von Art. 37 Abs. I Satz 2 Gemeindeordnung erlässt die Stadt Traunstein zur
Forderung von ErdgeschoIThutzungen und barrierefreien Zugangen in der lnnenstadt von
Traunstein folgende Richtflnien:

Vorbemerkung

Aufgrund der Corona -Pandemie ist es auch in der Stadt Traunstein zu vermehrten Ge-
schäftsieerstanden in den Erdgeschossen der Traunsteiner innenstadt gekommen. Für bau-
liche Investitionen in diese ieerstehenden Erdgeschossiagen zur Nachnutzung durch Woh-
nen, Kultur, Gewerbe, Soziale Einrichtung etc. und für bauliche investitionen zur Verbesse -

rung des Erscheinungsbudes auch der Fassaden wird dieses Forderprogramm aufgelegt,
urn einen investitionsanreiz bei Eigentümern und Pachtern zu erzeugen.

Im Rahmen der Teilnahme der Stadt Traunstein ais Modeilkommune des Programms Bay-

em barrierefrei 2023" wurde em ,,Konzept zur Barrierefreiheit der öffentlichen Räume und
Einrichtungen in Traunstein" erarbeitet, aus dern kontinuierlich kieinere und groflere Ver-
besserungsma1nahmen für Menschen rnit besonderen Bedürfnissen durchgeführt werden.
Dieses Forderprogramm zur Bezuschussung barrierefreier Zugange dient der Herstellung
eines weitgehend barrierefreien öffentiichen Raurns sowie der Forderung der innenstadt-
nutzung. Eigentürner sollen motiviert werden, MaIThahmen zur Barrierefreiheit umzusetzen.

§ I Ailgemeine Grundsätze und Fordervoraussetzungen

(1) Die Stadt Traunstein fördert grundsatzlich nur Privatpersonen mit immobihenbesitz in
den innerstädtischen Geschäftsstral?en der Stadt Traunstein (siehe anliegenden Lage -

plan).

(2) Die Forderung ist eine zweckgebundene, freiwillige Leistung der Stadt Traunstein. Em
Rechtsanspruch besteht nicht. Em bewitligter Zuschuss ist ausschlie1iich für die bean -

tragte Ma1nahme zu verwenden.

(3) Elne Bewilligung wird gegenstandsios, wenn das Vorhaben nicht innerhaib von 3 Mo-
naten nach der Bewilligung begonnen wird.

(4) Die Stadt Traunstein 1st berechtigt, die Verwendung der Zuschüsse zu überprüfen.

(5) Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit sind zu beachten.

(6) Der Stadtrat kann in Abstimmung mit der Regierung von Oberbayern in besonderen
Einzeifäilen von den Richtlinien in Bezug auf die ZuschusshOhe abweichende Entschei-
dungen treffen.

(7) Die Gesamtfinanzierung muss gesichert sein. Der Antragsteller tragt das voile Finanzie-
rungsrisiko.
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§ 2 Antragstellung

(1) Antrage sind schriftlich an die Kämmerei der Stadt Traunstein zu richten. Hierzu ist das
bereitgestellte Form ular, unter Beifugung aller erforderlichen Unterlagen, zu verwenden.
Das Formular ist auf der Homepage der Stadt Traunstein abrufbar oder wird im Bedarfs-

fall zugesandt. Unvoflstandige Antrage werden als Anmeldung gewertet und gelten erst
nach VervoHstandigung als gestellt.

(2) Die Antragstellung hat rechtzeitig vor Beginn des Vorhabens zu erfolgen. Bereits be-

gonnene lnvestitionsvorhaben werden nicht gefordert. In dringenden Fallen ist für den
Beginn der Ma1nahme eine schrifthche Vorabgenehmigung einzuholen. Eine FOrderzu -

sage 1st damit nicht verbunden.

(3) 1st der Antragsteller zum Vorsteuerabzug berechtigt, sind in diesem Umfang Nettobe-
trage die Berechnungsgrundlage für die Zuwendungen.

(4) Die Auszahlung der Zuschusse erfolgt mit Nachweis der umgesetzten Ma1nahmen.

(5) Die Zweckbindung für die geforderte Ma1?nahme kann bis zu 10 Jahre bestimmt werden.

§ 3 Forderbedingungen

(1) Forderfahigkeit

Forderfahig sind bauliche Mallnahmen als Investitionen in den Umbau leerstehender
Erdgeschosslagen zur (vorrangig) dauerhaften Nachnutzung durch Wohnen, Kultur,
Gewerbe, soziale Einrichtung etc. sowie zur Verbesserung des Gesamterschei-
nungsbildes der Fassade (ggf. auch in den oberen Stockwerken). Nicht forderfahig
sind Einrichtungs- und Ausstattungsgegenstande.

Forderfahig sind bauliche MaRnahmen zur Verbesserung der Barrierefreiheit von Zu-
gangen zu Einzelhandels-, Gastronomie- und Dienstleistungsgebauden in privater
Hand. Gegenstand der Forderung ist die barrierefrele Gestaltung von Zugangen zu
Gebäuden, z.B. durch Rampen, Handläufe, Leiteinrichtungen, Beleuchtung, Stufen-
markierungen, leicht begehbare Pflasterbelage, TürOffnungsmechanismen oder
sonstige Mainahmen zur Verbesserung der Barrierefreiheit.

Die BaumaInahmen müssen sich gestalterisch in die Umgebung einfügen. Hierzu 1st
vor der Antragstellung em Beratungstermin rn Stadtbauamt zu vereinbaren, in dem
die fachliche Notwendigkeit der Ma1nahme und eine gestalterisch einwandfreie Aus-
führung bestatigt wird.

(2) Der Zuschuss betragt 30 % der zuwendungsfahigen Kosten. Der Zuschuss ist auf max.
10.000.- Euro begrenzt.

Beispielrechnung: FOrderfähige Kosten: 30.000.- �, Zuschuss: 9.000.- �, davon Frei-
staat: 7.200.-�, städtischerAnteil: 1.800.- �.
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Die Forderung ist abhangig von den zur Verfugung stehenden Haushaltsmitteln so-

wie der BewiHigung von Stadtebauforderungsmitteln. Bel der Ermittlung der förderfä-
higen Kosten werden die Kosten der as forderwUrdig anerkannten MaRnahme her-

angezogen.
Die Höhe der Förderung unterliegt der Einzelfaflprufung.

Zuwendungsfahig sind:

- Kosten des Bauwerks - Baukonstruktionen (KG 300)
- Kosten des Bauwerks - technische Aniagen (KG 400)
- Kosten der Au1.enanIagen und Freiflachen
- Baunebenkosten - gegen Nachweis

Nicht zuwendungsfahig sind:

- Reparaturma1nahmen,
- laufender Bauunterhalt.

(3) Voraussetzung für eine Forderung ist, dass der Antragsteller

- Eigentumer oder Erbbauberechtigter des Grundstückes (Erbbaurecht für mind. 25
Jahre ab Fertigstellung der Anlage) oder Inhaber eines dinghch gesicherten Nut-
zungsrechtes (für mind. 10 Jahre ab Fertigstellung der Anlage),

- oder falls sich das Grundstück im Eigentum einer GebietskOrperschaft befindet, im
Besitz eines auf mindestens 10 Jahre abgeschlossenen Pacht-, Miet- oder Nut-
zungsvertrages,

- die zuwendungsfahigen Kosten mindestens 5.000.- � betragen (Bagatellgrenze).

(4) Mit dem Antrag auf Forderung sind einzureichen:

- Eine Beschreibung der Mallnahme mit Begründung der Notwendigkeit,
- Antrage auf Zuschüsse Dritter bzw. bereits vorliegende Zuschuss-/Förderbe-

scheide,
- ggf. Bescheid des Finanzamtes über Vorsteuerabzugsberechtigung,
- Nachweis über die Eigentumsverhaltnisse des Baugrundstücks bzw. über die Ver-

fügbarkeit während einer Bindefrist (s. Abs. 3),
- Bauplane,
- Kostenermittlung nach DIN 276,
- Baugenehmigung (soweit erforderlich),
- Angebote (mind. 3)

(5) Auftragsvergabe

Bestimmungen, die den Zuschussempfänger zur Anwendung von Vergabevorschriften
verpflichten (z.B. die § 98 if. GWB in Verbindung mit der Vergabeverordnung und den
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Abschnitten 2, 3 und 4 der VOB/A bzw. VOL/A) bleiben unberührt. Soweit die Vergabe-
vorschriften nicht anzuwenden sind, ist jedoch bei Auftragen, die einen Gesarntzuwen-
dungsantrag von 30.000,- Euro überschreiten, die Wirtschaftlichkeit und Transparenz
der Auftragsvergabe nachzuweisen. Dafür sind je Gewerk ab einem Nettoauftragswert
von 5.000 Euro mindestens drei Vergleichsangebote einzuholen.

(6) Die Auszahlung des Zuschusses erfolgt grundsatzlich nach Vorlage und Prufung des
Verwend u ngsnachweises.

(7) Der Verwendungsnachweis mit dem Formblatt ,,Fotodokumentation Vorher/nachher" ist
binnen sechs Monaten nach Fertigsteflung vorzulegen. Die Rechnungssteflung hat auf
den Antragssteller zu erfolgen. Ergibt sich aus der Endabrechnung eine Verringerung
der zuwendungsfahigen Kosten, wird der städtische Zuschuss entsprechend gekurzt
werden oder ist gegebenenfaUs zurUckzuzahlen.

(8) Kostensteigerungen gehen zu Lasten des Antragsteflers.

§ 4 Steuerliche Risiken:

(1) Etwaige Steuerb&astungen aus einer Umsatzsteuerpfiicht oder aus der Aberkennung
der Gemeinnutzigkeit fUhren nicht zu einer Erhohung der Zuwendung. Diese Belastun-
gen sind allein vom Zuwendungsempfanger zu tragen.

(2) Unabhangig davon, ob der AntragsteDer bei den Anschaffungen zum Vorsteuerabzug
berechtigt ist oder nicht, sind die genannten Grenzen in § 3 und § 4 Bruttobetrage inklu-
siv der gesetzUchen Mehrwertsteuer.

(3) Bei Antragstellern, die zum Vorsteuerabzug berechtigt sind, erfolgt die Bezuschussung
auf die Anschaffungskosten exkusive der gesetzlichen Mehrwertsteuer (netto).

§ 5 Inkrafttreten

Diese Richtiinien treten am 01.11.2021 in Kraft und gUt zunächst für einen Zeitraum von
3 Jahren bis zum 30.10.2024.

Tra nstein, den i( (1 (2 1
AAA\JJMLDr. Christian Hümme

Oberburgermeister

Aniaqe: Abgrenzung des Forderbereichs


